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Zucker gegen Armut: Für viele Frauen in Tansania ist der Verkauf von Zuckerrohrprodukten eine lebenswichtige Einkommensquelle.

Liebe Leserin,
lieber Leser,

m November wird die EU-Kommissi-
on über ihre Vorschläge zur Reform
der europäischen Zuckermarktord-

nung entscheiden. Diese sieht unter
anderem drastische Preissenkungen
um fast 40% vor, die hohe Einkommens-
verluste für alle Bauern bedeuten, die
Zucker in der EU verkaufen – egal ob
sie in Europa leben oder in Entwick-
lungsländern. Die europäischen Bau-
ern sollen dafür erhebliche Ausgleichs-
zahlungen erhalten - im Gegensatz zu
ihren Kollegen im Süden.
Vor allem afrikanische Bauern und
Bäuerinnen würden zu den großen Ver-
lieren der Reformvorschläge zählen,
zum Beispiel in Tansania. Im Norden
des Landes wird Zuckerrohr von vie-
len Kleinbauern gemeinsam mit Tabak,
Bananen, Kaffee und Gemüse ange-
pflanzt und zu Zuckerrohrsaft oder
Konyagi, einem hochprozentigem
Schnaps, verarbeitet. Der Verkauf die-
ser Produkte ist gerade für Frauen eine
wichtige Einkommensquelle.
Besonders der Verkauf von Zuckerrohr
an Zuckerfabriken hilft, die Armut in der
Region zu verringern. Dies zeigt sich
deutlich, seit einige Zuckerfabriken die
Produktion wieder aufgenommen ha-
ben. Mancherorts beliefern mehr als
tausend Kleinbauern eine Fabrik. In
Tansania werden mittlerweile jährlich
400.000 Tonnen Zucker produziert –
eine Steigerung um 100 Prozent, seit die
Privatisierung der Zuckerindustrie vor
acht Jahren begann. Der Großteil da-
von bleibt im Land und deckt den Ei-
genbedarf Tansanias teilweise ab; rund
22.000 Tonnen werden jährlich in die
EU exportiert. Die im Vergleich zum
Weltmarktpreis drei- bis viermal höhe-
ren Zuckerpreise in der EU bringen den
tansanischen Zuckerfabriken wichtige
Deviseneinnahmen.

Aus für tansanische Zuckerindustrie?
Doch mit der vorgesehenen drastischen
Preissenkung in der EU - von derzeit
über 630 Euro auf rund 390 Euro pro
Tonne Zucker - würde ein Großteil da-
von wegfallen. Das Überleben der Fa-
briken wäre in Gefahr. Einem Hinter-
grundpapier der EU-Kommission zufol-
ge würden die Reformpläne der Zuk-
kermarktordnung das Aus für die tan-
sanische Zuckerindustrie bedeuten.
Denn für den Weltmarkt ist die tansa-
nische Zuckerproduktion im Vergleich
zu Ländern wie Brasilien oder Thailand
zu uneffektiv und teuer. Und wenn die
Zuckerfabriken wieder zumachen, wür-
den Tausende von Kleinbauern, die die
Fabriken mit Zuckerrohr beliefern, ihre
Existenzgrundlage verlieren.
Ähnlich ist die Lage für Kleinbauern
und -bäuerinnen in anderen armen afri-
kanischen Ländern wie Mosambik und
Sambia. Der Export von Zucker in die
EU bringt dringend benötigtes Geld ins
Land und schafft Arbeitsplätze. Gera-
de für die ärmsten Länder (viele AKP-

Staaten in Afrika, der Karibik und dem
Pazifik und die sogenannten am wenig-
sten entwickelten Länder (LDCs)) wä-
ren die Reformvorschläge deshalb ein
herber Rückschlag im Bemühen, die Ar-
mut zu bekämpfen und die Industriali-
sierung der Landwirtschaft zu fördern.

Teure süße Knolle
Zur Zeit hat Rübenzucker am Weltmarkt
einen Anteil von 40 Millionen Tonnen
- das sind knapp 30 % - und dies, ob-
wohl die Produktion im Vergleich zum
Zuckerrohr deutlich teurer ist. Möglich
machen dies zum einen massive Schutz-
zölle gegen die Einfuhr von Rohrzu-
cker, beispielsweise in die EU oder die
USA, zum anderen üppige Subventio-
nen für die Produktion von Rübenzu-
cker. So zahlen die EU-Bürger nach Be-
rechnungen des Bundesrechnungsho-
fes jährlich 6,5 Milliarden Euro an Sub-

ventionen für die europäische Zucker-
produktion - das ist mehr als die ge-
samte deutsche Entwicklungshilfe.
Allein 5 Millionen Tonnen Rübenzu-
cker kommen jährlich aus der EU auf
den Weltmarkt. Dieser EU-Exportzucker
könnte auch in Entwicklungsländern
produziert werden und dort Arbeitsplät-
ze und Einkommen schaffen. Seit lan-
gem fordern Entwicklungsorganisatio-
nen wie Germanwatch daher den Stopp
des Exports von subventioniertem EU-
Zucker. Er wird mithilfe der staatlichen
Zuschüsse unter dem Produktions-
preis exportiert und drückt den Zucker-
preis auf Märkten in Entwicklungslän-
dern. Dieses Dumping schadet massiv
der dortigen Zuckerproduktion. Es
würde voraussichtlich auch nach der
Reform weitergehen, da bisher keine
wesentliche Senkung der Zucker-Über-
produktion in der EU vorgesehen ist.

Reform bietet große Chance
Eigentlich bietet die Reform der Zucker-
marktordnung eine große Chance: Es
könnte eine sozial und ökologisch ver-
trägliche Zuckerwirtschaft in Nord und
Süd etabliert werden. Doch die aktuel-
len Reformvorschläge gehen nicht in
diese Richtung. Germanwatch und vie-
le andere Entwicklungs-, Umwelt- und
Bauernorganisationen fordern deshalb
dringend wesentliche Änderungen (s.
Kasten S. 3). Beispielsweise sollte der
Zuckerpreis nur sehr moderat gesenkt
werden, dafür aber die Zuckerproduk-
tion in der EU von derzeit 130% des
Eigenbedarfs auf unter 90% sinken.
Das käme auch einer immer wieder ge-
äußerten Forderung der Entwicklungs-
länder entgegen: „Wir wollen keine Al-
mosen, sondern gerechte Preise und
faire Handelsbedingungen.“

Kerstin Lanje & Ralf Willinger

Warum ich Germanwatch
 wichtig finde

Germanwatch ist eine Nichtregie-
rungsorganisation, an der niemand
vorbeikommt: Germanwatch rüttelt
auf und informiert, Germanwatch
hakt nach und fordert Rechenschaft.
Eines der wichtigsten Ziele dabei:
Die weltweiten Handelsbedingun-
gen zugunsten der benachteiligten
Länder verändern. In diesem Anlie-
gen weiß ich mich mit Germanwatch
auf derselben Seite – und deshalb
bin ich froh, einen so hartnäckigen
und auch manchmal unbequemen
Mitstreiter zu haben.

Heidemarie Wieczorek-Zeul
Bundesministerin für wirtschaftliche

Zusammenarbeit und Entwicklung

immer häufiger wird man derzeit mit Pro-
testaktionen von unzufriedenen deut-
schen Bauern konfrontiert. Bei den Zuk-
kerrübenbauern ist das Geschrei groß.
Der regulierte Zuckermarkt der EU wird
neu geordnet, unter anderem sollen die
Festpreise für Zucker sinken. Doch dies
nutzt weder den Bauern im Norden,
noch denen im Süden.
Auch die Milchbauern demonstrieren.
Denn die niedrigen Milchpreise decken
nicht mal ihre Kosten. Dennoch wird in
Deutschland zu viel Milch produziert
und – ebenso wie Zucker - mit Hilfe von
Subventionen billig exportiert. Diese
Dumping-Exporte gehen vornehmlich in
Entwicklungsländer, in denen sie die
dortigen Preise drücken und das Über-
leben der Kleinbauern gefährden.
Ein solches agrarpolitisches System,
das viel Geld kostet, aber weder den
Bauern in Nord oder Süd noch den Ver-
brauchern nutzt, ist aus unserer Sicht
nicht tragbar. Deshalb setzen wir uns
ein für eine kleinbäuerliche Landwirt-
schaft mit weltweit fairen Regeln, die
sozial und ökologisch ausgewogen ist!
Leider gehen die geplanten Reformen
in der EU bisher nicht in diese Richtung.
Bitte helfen sie uns dabei, dies zu än-
dern (S.3)!

Ihre Sarah Kahnert
Referentin für Welthandel
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Wütende Milchbauern
Massive Kritik an Exportorientierung
der EU-Agrarpolitik

„Wir sind gute Kämpfer!“
Interview: Brasilianischer Kleinbauer



Glossar
AKP-Staaten – 78 ehemalige europäi-
sche Kolonien aus Afrika, Karibik und
Pazifik, die bevorzugte Handelsbedin-
gungen mit der EU haben.
LDCs (Least Developed Countries)
Die 50 weltweit ärmsten, „am wenigsten
entwickelten“ Länder. Ab 2009 dürfen
sie innerhalb der „Alles außer Waffen“-
Initiative zollfrei Zucker in die EU liefern
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„Zucker hilft gegen Armut“
Interview mit Dr. Rudolf Buntzel, Beauftragter für Welternährung beim Evangelischen Entwicklungsdienst eed

H

H

Über die EU-Agrarsubventionen wird
wieder heftig gestritten – nicht erst
seit Tony Blair eine drastische Sen-
kung gefordert hat. Mithilfe der Sub-
ventionen werden in der EU berge-
weise Überschüsse produziert und zu
Billigpreisen in alle Welt exportiert –
Zucker, Milch, Geflügel, Getreide.
Die Folgen sind absurd: In Ladenre-
galen in den ärmsten Ländern Afri-
kas oder Asiens stapeln sich billiges
europäisches Milchpulver oder Zuk-
ker, obwohl im eigenen Land beste
Bedingungen für Milchwirtschaft
oder den Anbau von Zuckerrohr herr-
schen. Doch die einheimischen Bau-
ern können mit den Dumpingpreisen
der EU nicht mithalten und werden
vom eigenen Markt verdrängt. Sie
verarmen oder flüchten in die Städte,
die ländlichen Gebiete bluten aus.
Zur Zeit besteht die große Chance,
diesen Export-Irrsinn zu stoppen: Die
Gemeinsame Agrarpolitik der EU wird
seit 2003 wieder reformiert. Doch bis-
her bleibt die EU stur auf Expansi-
onskurs, die Agrarexporte sollen zu-
nehmen, die Gewinne der Agrarindu-
strie steigen. Das Beispiel Milch zeigt
dies deutlich. Die Preise sollen fallen,
die produzierte Milchmenge wird
über eine Quotenaufstockung noch
erhöht. Und dies, obwohl die meisten

err Langendorf, wie beurteilen Sie
die Reformvorschläge der EU-
Kommission zur EU-Zuckermarkt-

ordnung?
Die Vorschläge sind sowohl aus Sicht der
europäischen Zuckerwirtschaft als auch
aus Sicht zahlreicher Entwicklungsländer
unbefriedigend und verbesserungsbe-
dürftig. Zuckerwirtschaft, Arbeitnehmer
und Entwicklungsländer haben konstruk-
tive Vorschläge vorgelegt, mit denen die
Reform zu einem Erfolgsmodell im Nord-
Süd-Dialog hätte werden können.

Wie wird sich die Reform in Europa, in
Deutschland und speziell in Nordrhein-
Westfalen auswirken?
Der europäische Zuckerrübenanbau wird
voraussichtlich um etwa 40 % zurückge-
hen. In Deutschland wird dafür mehr Ge-
treide angebaut werden. Zahlreiche Zuk-
kerfabriken in Europa werden schließen,

viele tausend Arbeitsplätzen werden ver-
loren gehen. Der Strukturwandel in der
Landwirtschaft wird sich beschleunigen,
auch in Nordrhein-Westfalen. Die EU wird
sich mit dieser Reform von einem Selbst-
versorger und Nettoexporteur bei Zucker
zu einem Nettoimporteur entwickeln.

Entwicklungsorganisationen wie Germ-
anwatch fordern eine Senkung der Zuk-
kererzeugung in der EU von derzeit
130% des Eigenbedarfs auf deutlich un-
ter 90%. Was halten Sie davon?
Die Zuckerwirtschaft ist bereit, die euro-
päische Zuckererzeugung in einem gewis-
sen Umfang zu reduzieren, um Raum zu
schaffen für Einfuhren aus den am we-
nigsten entwickelten Ländern. In Verbin-
dung mit einer moderaten Preissenkung
wäre dies ein Weg, der auch im Interesse
der am wenigsten entwickelten Länder
und der AKP-Staaten läge.

Welche Maßnahmen würden sowohl den
Zuckerbauern in der EU als auch Klein-
bauern in Entwicklungsländern nutzen?
Ganz klar: Eine Einbeziehung der Liefe-
rungen der am wenigsten entwickelten
Länder (LDCs) in das Mengenmanage-
ment der Zuckermarktordnung bis 2019,
wie dies die Zuckerwirtschaft und die Re-
gierungen dieser Länder fordern. Da-
durch könnten die europäischen Zucker-
preise auf einem Niveau bleiben, das für
Produzenten im Süden und in der EU ko-
stendeckend ist. Die Zuckerwirtschaft in
den am wenigsten entwickelten Ländern
müsste sich gleichzeitig verpflichten, mit
ihren Zuckerrohrpflanzern Lieferverträge
zu Mindestpreisen abzuschließen. Außer-
dem müssten soziale und ökologische
Standards beachtet werden. Das wäre mit
Sicherheit die bessere Lösung.

Das Interview führten
Kerstin Lanje & Ralf Willinger

„Es gibt eine bessere Lösung“
Interview mit Dr. Dieter Langendorf, Hauptgeschäftsführer der

Wirtschaftlichen Vereinigung Zucker

err Buntzel, wie beurteilen Sie
die Reformvorschläge der EU-
Kommission zur EU-Zucker-

marktordnung?
Die EU-Kommission hat sich entgegen
den Empfehlungen der Bauern, der NGOs,
der Entwicklungsländer und der Zucker-
wirtschaft gegen eine direkte Senkung der
Zuckerproduktionsmenge entschieden,
sondern für eine indirekte Senkung über
niedrigere Preise. Das ist eine sehr unso-
ziale Maßnahme mit dem Ziel, die Zucker-
produktion in der EU konkurrenzfähig zu
machen. Es sollen nur noch die Besten
übrig bleiben.

Wer sind die Gewinner der Vorschläge?
Verlieren werden alle, die an der europäi-
schen Zuckerproduktion beteiligt sind.
Relativ ungeschoren kommen aber die
europäischen Zuckerkonzerne davon, sie
werden voll für Fabrikschließungen kom-
pensiert. Denn für die Rückgabe ihrer

Zuckerquoten wird es attraktive Prämien
geben. Dieses „Rauskaufen“ von Zucker-
fabriken aus dem Markt werden die Ver-
braucher mit einer neuen Zuckerabgabe
von 4,25 Milliarden Euro bezahlen. Sie
müssen dafür aufkommen, dass die Zu-
ckerfabriken in der Vergangenheit maßlos
aufgestockt und profitiert haben von den
Lücken der Marktordnung.

Und wer sind die eigentlichen Verlierer?
Alle Zuckerbauern, egal ob bei uns oder
in den Entwicklungsländern, die Handels-
präferenzen auf dem europäischen Markt
haben, werden durch die gesenkten Zu-
ckerpreise Einkommen verlieren. Die eu-
ropäischen Zuckerbauern werden dafür
mit 1,5 Milliarden Euro entschädigt. Un-
ter den Entwicklungsländern gibt es nur
ganz wenige, die künftig weiter nach Eu-
ropa liefern können. Dazu gehören Äthio-
pien, Sambia, Mosambik, Malawi oder der
Sudan, weil sie eine konkurrenzfähige Zu-

europäischen Milchbauern schon
heute nicht mehr wissen, wie sie mit
den niedrigen Preisen wirtschaften
sollen. Die Demonstrationen von
Milchbauern vor Molkereien und Dis-
countern haben dies deutlich gezeigt.
Einzig rationalisierte Großbetriebe
können diesem Preisdruck standhal-
ten. Sie sind die Gewinner dieser Po-
litik. Umweltgerechtes Wirtschaften
und der Erhalt von Arbeitsplätzen blei-
ben auf der Strecke. Eine solche Agrar-
politik, die billige Überschüsse für den
Export statt hochwertige Nahrungsmit-
tel für den eigenen Markt fördert, scha-
det den europäischen Bauern ebenso
wie ihren Kollegen in Entwicklungslän-
dern. Ebenso wenig ist sie im Sinne der
Verbraucher. Sie dient nicht den Inte-
ressen der Menschen, sondern den gro-
ßen Agrarunternehmen.
Statt ihre verfehlte, exportorientierte
Agrarpolitik fortzusetzen, muss die EU
endlich umdenken und ihre Chance
nutzen: In Zukunft sollte sie bäuerliche
Produktionsweisen unterstützen, die so-
zial- und umweltverträglich sind. Sie soll
Qualitätsprodukte für den europäischen
Markt fördern statt billige Überschüsse
für den Weltmarkt. Das wäre eine Agrar-
politik im Sinne der Menschen - im Nor-
den wie im Süden.

Sarah Kahnert

Export-Irrsinn stoppen
Ein Kommentar zur europäischen Agrarpolitik

ckerproduktion haben. Alle anderen wer-
den deutliche Verluste haben. So verlie-
ren die AKP-Länder ihre Lieferprivilegi-
en. Die am wenigsten entwickelten Län-
der (LDCs) sollen zwar innerhalb der „Al-
les außer Waffen“-Initiative einen zollfrei-
en Zugang zum europäischen Markt ab
2009 bekommen, werden dann aber auch
nur die gesenkten Preise erhalten.

Sind Ausgleichzahlungen für Entwick-
lungsländer vorgesehen?
Die einzuführende Produktionsabgabe
auf Zucker soll für AKP-Länder 3 Jahre
nicht gelten. Das verschafft ihnen eine
kleine Atempause. Außerdem soll es für
einige Länder sogenannte „Nationale Ak-
tionspläne“ der EU geben. Die ärmsten
Länder, die LDCs, sollen aber bis jetzt
nichts bekommen. Wir fordern deshalb,
dass sie in das System der Nationalen Ak-
tionspläne eingebunden werden.

Was wäre noch nötig aus Sicht der Klein-
bauern in Entwicklungsländern?
Zum einen müssen die Mittel für die Na-
tionalen Aktionspläne erheblich aufge-
stockt werden - auf mindestens 500 Mil-
lionen Euro pro Jahr. Diese Gelder müssen
aus der Zuckermarktordnung heraus fi-
nanziert werden und nicht aus dem euro-
päischen Entwicklungsfond. Grundlage
für die Nationalen Aktionspläne muss das
Einhalten von Umwelt- und Sozialstan-
dards in der Zuckerproduktion sein.

Bringt denn die Produktion von Zucker
in Entwicklungsländern den Menschen
vor Ort überhaupt etwas?
Ja, definitiv. Sie gibt Bauern und Arbeitern
ein Einkommen. Außerdem sind in Afrika
die Zuckerfabriken und –plantagen oft
staatliche oder halbstaatliche Betriebe.
Diejenigen, die ich dort kürzlich bei Reisen
in Uganda, Tansania und Mosambik
gesehen habe, investieren in Infrastruktur,
Schulen, Krankenhäuser, so dass die
ganze Region davon profitiert. Hier findet
Entwicklung statt, wir waren begeistert.
Zucker hat in Afrika eine echte
armutsbekämpfende Wirkung.

Was für Alternativen zum Export des Zu-
ckers nach Europa haben die Entwick-
lungsländer?

Sie können ihre eigenen Märkte mit Zu-
cker versorgen. Die meisten Länder Afri-
kas schaffen das nicht, zum Teil weil sub-
ventionierter Importzucker aus der EU bil-
liger ist. Diese Dumpingexporte aus der
EU müssen aufhören.

Welche Maßnahmen würden Zucker-
bauern in Nord und Süd nutzen?
Erstens hohe Preise – aber die sollen ja
jetzt leider gesenkt werden. Zweitens müs-
sen alle Länder - egal ob in Europa oder
den Entwicklungsländern - weiter das
Recht haben, Zölle auf importierten Zu-
cker zu erheben, um die eigene Produkti-
on zu schützen.  Drittens muss sich die
europäische Zuckerwirtschaft komplett
vom Weltmarkt als Exporteur zurückzie-
hen. Viertens sollten die LDC-Länder men-
genmäßige Vorgaben bekommen, wie viel
sie nach Europa exportieren dürfen. Fünf-
tens sollten die europäischen Zuckerkon-
zerne wie Nordzucker und Südzucker di-
rekt in den LDC-Ländern investieren.
Dann könnten sie dort zeigen, wie man
moderne Plantagen und Fabriken betreibt
und dabei Sozial- und Umweltstandards
achtet. Sie könnten mit gutem Beispiel
vorangehen, statt immer nur gegen diese
Standorte zu polemisieren.

Das Interview führten
Sarah Kahnert & Ralf Willinger

Zuckerrübenberge: Die satten Produktionsüberschüsse der EU landen oft in Entwicklungsländern.

Dumping - „Verkauf von Produkten auf
dem Weltmarkt unterhalb der Produkti-
onskosten im Herstellungsland“ (Artikel
VI des Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommens GATT). Oft ist dies mög-
lich aufgrund von staatlichen Subventio-
nen im Herstellungsland. Dumping ver-
zerrt den Wettbewerb. Produzenten, die
keine Subventionen erhalten, werden vom
Markt verdrängt. Im Weltagrarhandel sind
dies oft Bauern in Entwicklungsländern.

Foto: Picture Alliance
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aire Milchpreise in Nord
und Süd” – aber wie? Dar-
über diskutierten Anfang
Juli knapp 200 Bauern bei

einer Podiumsdiskussion in Betzigau
im Allgäu, die von Germanwatch und
der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL) veranstaltet
wurde. Viele waren aufgebracht über
die Milchpolitik der EU: Der Milch-
preis ist mittlerweile soweit gesun-
ken, dass die Bauern im Durchschnitt
nicht einmal ihre Kosten decken
können. Aber die Marschroute der
EU ist klar: Die Milchpreise sollen
runter und die Milchmengen rauf.
Angepeilt wird das Weltmarktniveau,
um weiter und noch mehr exportie-
ren zu können.
Besonders laute Proteste gab es, als
Hubert Dennenmoser, Geschäftsfüh-
rer des Allgäuer Emmentalerwerks

Kimratshofen, à la EU-Kommission
prognostizierte, dass so “50 bis 60
Prozent der Milchviehhalter aufge-
ben werden müssen”. “Wachsen oder
Weichen” sei die vorgegebene De-
vise. Damit waren Hans Foldenauer
(Vorsitzender des Bundes Deutscher
Milcherzeuger, BDM) und Maria
Heubuch (Bundesvorsitzende der
AbL) ganz und gar nicht einverstan-
den. Beide setzten sich vehement für
höhere Preise und eine Mengenbe-
grenzung bei der Milchproduktion
ein. Nur so könnten die Betriebe wie-
der kostendeckend wirtschaften und
bäuerliche Strukturen erhalten wer-
den.
Heubuch forderte eine Rückorien-
tierung auf die eigenen Märkte und
eine Abkehr von der exportorientier-
ten Politik der EU. Michael Wind-
fuhr, Vorstandsvorsitzender von Ger-

„F

Gemeinsam mit über 50 Fachleu-
ten, Politikern und Wissen-
schaftlern hat Germanwatch am

21. September mit einer Fachtagung
im nordrhein-westfälischen Landtag
in Düsseldorf das Dialogprojekt mit
dem Titel “Süßer Sprengstoff für die
entwicklungspolitische und ökologi-
sche Debatte” gestartet, das von der
Nordrhein-Westfälischen Stiftung
für Umwelt und Entwicklung finan-
ziert wird. Die Teilnehmer diskutier-
ten über die Reform der EU-Zucker-
marktordnung, deren Folgen für Zu-
ckerbauern in Europa und den Län-
dern des Südens und darüber, wie die
Zuckerpolitik sozial und ökologisch
nachhaltig gestaltet werden kann.
Erstmals nahmen Botschafter von
Entwicklungsländern, Vertreter von
Umwelt- und Entwicklungsorgani-
sationen, von Rübenbauern und
der Zuckerindustrie, von Landes-
und Bundesregierung, der EU-Kom-
mission und der UN-Milleniums-
kampagne, Bundes-, Landes- und
EU-Politiker, Gewerkschafter sowie
Umwelt- und Agrarwissenschaftler
gemeinsam an einer solchen Fach-

tagung zur Zuckerpolitik teil, konn-
ten sich kennen lernen und Fach-
wissen und Meinungen austau-
schen.
„Die Stimmung war sehr offen und
konstruktiv, wir sind sehr zufrieden“,
zog Projektleiterin Kerstin Lanje von
Germanwatch Bilanz. „Damit sind wir
einem der Hauptziele des Projektes
einen ersten Schritt näher gekommen:
dem Dialog zwischen allen Betroffe-
nen und Gruppierungen, die zu einer
nachhaltigen, gerechten Zuckerpoli-
tik beitragen können.“

Ziel des Dialogprozesses ist die ge-
meinsame Erarbeitung einer tragfä-
higen, entwicklungs-, umwelt- und
agrarpolitisch nachhaltigen Position
zur Reform der Zuckermarktord-
nung, die in die Verhandlungen ein-
gebracht und den politischen Re-
formprozess begleiten soll. So sol-
len beispielsweise alternative Anbau-
möglichkeiten für die hiesigen Land-
wirte und alternative Verwendungs-
möglichkeiten von Zucker - beispiels-
weise zur Herstellung von Bioethanol

Die Zukunft des Zuckers
Germanwatch startet Dialogprojekt zur Reform der EU-Zuckermarktordnung

manwatch, stimmte zu. Er wies auf
die fatalen Folgen der EU-Agrarpo-
litik im Süden hin: “Die subventio-
nierten EU-Exporte drücken in vie-
len Entwicklungsländern die Preise
der heimischen Produkte. So verdie-
nen die dort lebenden Bauern noch
weniger als sowieso schon, viele ver-
armen und können ihre Familie nicht
mehr ernähren”, so Windfuhr.
Auch im Publikum waren viele Bau-
ern der Meinung, dass in der EU we-
niger Milch produziert werden müs-
ste. Deshalb sollten die Bauern ihre
Kräfte bündeln und gemeinsam
Druck ausüben, so das Resümee.
Denn ein großes gesellschaftliches
Bündnis hätte größere Erfolgschan-
cen im Kampf für die Erhaltung der
bäuerlichen Landwirtschaft weltweit!

Sarah Kahnert

„Zuckerrohrsaft, frischgepresst!“ Auch auf Kuba ist der süße, grünliche Saft sehr beliebt.

Vielen Dank!

Im November wird die EU-Kommission voraussichtlich über die Reform der
Zuckermarktordnung entscheiden. Die vorgesehene Senkung des Zuckerpreises
in der EU würde besonders Kleinbauern in den ärmsten Entwicklungsländern
hart treffen. Gleiches gilt für die hochsubventionierte Überproduktion von Zucker
in der EU: Es ist zu befürchten, dass mithilfe europäischer Steuergelder weiter
Billigzucker in Entwicklungsländer exportiert wird und dort die Zuckerpreise drückt.

Diese Politik schadet Bauern im Süden wie im Norden und nutzt vor allem
der Zuckerindustrie.

Darum fordert Germanwatch in einem Brief an die EU-Kommissare unter anderem:
- einen besseren Marktzugang zur EU für den Zucker aus Entwicklungsländern
  (AKPs & LDCs) sowie finanzielle und technische Hilfe für diese Länder
- Senkung der EU-Zuckerproduktion unter 90% des Eigenverbrauchs
- Stopp des Exports von direkt oder indirekt subventioniertem EU-Billig-Zucker
- faire Zuckerpreise, damit Bauern im Süden und im Norden überleben können

Protestieren auch Sie!
Schicken auch Sie einen Brief an die EU-Kommissionsmitglieder!

Einen Musterbrief und weitere Infos unter www.germanwatch.org/zucker.htm
oder telefonisch unter 0228 / 60492-15

Für fairen Zucker!

- geprüft werden. Nordrhein-Westfa-
len bietet sich als Pilotregion an, da
es eines der größten zuckerrübenan-
bauenden Länder in Deutschland ist.
Bis zum Projektende im August 2006

sollen verschiedene Studien erstellt
werden und weitere Dialogrunden
stattfinden.

Dörte Bernhardt, Ines Heisterkamp

Kontakt & Informationen: Kerstin
Lanje, Germanwatch-Projektleiterin,
0228 / 60492-15,
lanje@germanwatch.org,
www.germanwatch.org/zucker.htm

Für einen gerechten Zuckermarkt!
Position von Germanwatch

zur Reform der EU-Zuckermarktordnung
1. Der Marktzugang zur EU für die AKP-Staaten (Länder Afrikas, der Karibik
und des Pazifiks) und die am wenigsten entwickelten Länder (LDCs) muss
verbessert werden; die Quoten der Länder müssen nach entwicklungspoliti-
schen Gesichtspunkten neu verteilt werden.
2. Die vorgesehenen finanziellen Mittel für die AKP-Staaten müssen deutlich
aufgestockt werden: Alleine um Verluste durch die Reformen auszugleichen,
sind 500 Millionen Euro pro Jahr nötig.
3. Die am wenigsten entwickelten Länder (LDCs) müssen unbedingt in die
Unterstützungsprogramme (sogenannte Nationale Aktionspläne) integriert
werden und finanzielle und technische Hilfe bekommen.
4. Alle bevorzugten Lieferrechte und Fördermittel müssen strikt an soziale und
ökologische Mindestbedingungen geknüpft werden.
5. Die Zuckererzeugung in der EU muss deutlich unter 90 % des Binnenver-
brauchs sinken durch die Kürzung der vorhandenen Quoten.
6. Das Preis-Dumping auf dem Weltmarkt durch das Exportieren von direkt
oder indirekt subventioniertem EU-Billig-Zucker muss gestoppt werden.
7. Der in der EU geltende feste Mindestpreis für Zucker darf gar nicht oder nur
moderat gesenkt werden.
8. Als Ausgleich für die Quotensenkung der Rübenbauern sollen die Zucker-
rübenflächen in die entkoppelten Flächenprämien einbezogen werden.
9. Es müssen entwicklungspolitisch sinnvolle Maßnahmen zur Vermeidung
von Dreiecksgeschäften (über nicht begünstigte Drittländer) zwischen den
Entwicklungsländern getroffen werden.

Alternative Biosprit?

Foto: R
alf W

illinger
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„Wir sind gute Kämpfer!“
Interview mit brasilianischem Kleinbauern und Gewerkschafter

A
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Mainz, 30.9.-3.10.05: Jugendum-
welttage 2005, mit GW-Workshop
(Flugverkehr und Klimawandel).
www.jugendumwelttage.de

Neuss, 21.-22.10.05: Fair
Future? Konferenz & Fairhandels-
messe, www.eine-welt-netz-nrw.de/
html/fair/K05/K05_index.php

Bonn, 22.10.05, 11-17 h: Tag der
Vereinten Nationen. Mit GW-
Stand. Ort: Marktplatz.

Emden, 27.10.05, 17-19 h: Wie
die Titanic umlenken? - Klima-
schutz im Alltag. Vortrag von Dr.
Manfred Treber. Ort: FH Olden-
burg, Standort Emden.

Bad Boll, 10.-11.11.05: Konferenz
„Warmlaufen für die zweite Run-
de. Der Nationale Allokationsplan
für den Emissionshandel 2008-
2012 in Deutschland”. Veranstalter:
Ev. Akad. Bad Boll, BUND, Forum
Umwelt & Entwicklung, German-
watch, WWF. Kontakt: Christoph
Bals, bals@germanwatch.org,
Tel. 0228 / 60492-17

Bonn, 18.11.05: Konferenz „Kli-
mawandel als Herausforderung
für die Armutsbekämpfung”.
Kontakt: Sven Anemüller,
anemueller@germanwatch.org,
Tel. 0228 / 60492-22

www.germanwatch.org/termine

ltemir Tortelli, 40, bewirtschaf-
tet mit einer kleinen 3-Famili-
en-Kooperative 18 Hektar

Land in Rio Grande do Sul im Süden
Brasiliens. Er baut für den Eigenbe-
darf Früchte und Gemüse an, hat ein
paar Hühner und sieben Kühe. Für die
meisten Feldarbeiten spannt er die
Rinder ein. Tortelli ist seit 1988 in der
Gewerkschaft CUT aktiv und hatte
dort auch schon nationale Ämter inne.
Seit zwei Jahren ist er Leiter der Fami-
lien - und Kleinbauerngewerkschaft
FETRAF-Sul.

Herr Tortelli, wie leben Kleinbauern
im Süden Brasiliens?
Wir haben die Strategie, so autonom
wie möglich zu sein. Deshalb produ-
zieren wir möglichst viele Lebensmit-
tel selber. So bleibt Geld übrig für an-
dere Dinge wie die Ausbildung unse-
rer Kinder. Auch unsere Milchpro-
duktion ist möglichst kostengünstig.
Unsere Kühe geben zwar nicht so viel
Milch, nur 15 bis 20 Liter am Tag. Da-
für kosten sie uns auch sehr wenig,
weil sie auf der Weide stehen und wir
kaum zufüttern.

Wirkt sich die Agrarpolitik der EU
auf Ihren Betrieb aus?
Wir wissen, dass billiges Milchpulver
aus Europa über Argentinien und
Uruguay nach Brasilien gebracht wird.
Das darf nicht passieren. Es ist unge-
recht, wenn zu uns Produkte kommen,
die mithilfe von staatlichen Zuschüs-
sen so billig sind, dass sie unsere Prei-
se ruinieren. Wir Kleinbauernfamilien
sind als erste betroffen. Vor kurzem
ist hier der Milchpreis innerhalb von
drei Monaten von 60 Centavos auf 30
Centavos gefallen. Da kamen viele
Bauern verzweifelt zu uns in die Ge-
werkschaft und wussten nicht, was
sie machen sollten.

Wer ist Mitglied Ihrer Gewerkschaft?
In unserer Gewerkschaft FETRAF-Sul
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„Wir brauchen faire Preise!“
Interview mit deutschem Milchbauern

Jochen Wack, 25 Jahre alt, ist diplomier-
ter Agraringenieur und Milchbauer im
Saarland. Gemeinsam mit seinen Eltern
bewirtschaftet er einen 130 Hektar gro-
ßen ökologischen Milchvieh- und Ak-
kerbetrieb (Bioland) mit 55 Kühen, 25
Mutterschafen, 2 Schweinen und einem
Hofladen. Seit kurzem ist er Anteilseig-
ner einer Molkerei.

Herr Wack, wie beurteilen Sie die vor-
gesehene Reform zur EU-Milchmarkt-
ordnung?
Die Reform hat keine positiven Aus-
wirkungen für uns Milchbauern. Die
Preise bleiben nach wie vor katastro-
phal niedrig. Derzeit müssen wir die
Ausgaben soweit wie möglich reduzie-
ren. Der alte Traktor wird so lange ge-
fahren, bis er auseinander fällt. Um un-
sere Milch besser vermarkten zu kön-
nen, haben wir uns vor kurzem entschie-
den, eine Molkerei (GmbH) zu gründen.
Bisher konnten wir keine Biopreise für
unsere Milch bekommen. Mit der Mol-
kerei wird sich das ändern, dann be-

kommen wir wenigstens 35 Cent statt
25 Cent pro Liter.

Was für agrarpolitische Maßnahmen
würden ihre Lage verbessern?
Endlich faire Preise, das wären 50 Cent
pro Liter Milch. Und ein verpflichten-
der Milchpreis, unter dem die Dis-
counter und der Einzelhandel nicht
verkaufen dürften.

Wie sehen Sie Bauern in Entwick-
lungsländern?
Sie sind arm dran und leiden ebenfalls
unter den niedrigen Weltmarktpreisen,
so wie die europäischen Bauern. Um
faire Preise für Bauern zu unterstützen,
kaufe ich fairgehandelten Kaffee. Be-
sonders wichtig ist für alle Bauern, egal
ob in Europa oder in Entwicklungslän-
dern, dass ein wirksamer Außenschutz
weiter erlaubt ist: Jedes Land muss sei-
nen eigenen Agrarmarkt schützen kön-
nen, beispielsweise mit Importzöllen.

Das Interview führte Sarah Kahnert.

" Studie: Sonder- und Vorzugsbehandlung für Entwicklungsländer: 3 Euro. www.germanwatch.org/
tw/sdt05d.htm

" Studie: Anforderungen an eine Reform der EU-Milchmarktordnung aus Sicht von bäuerlichen
Organisationen in Nord und Süd: 8 Euro. www.germanwatch.org/tw/milch.htm

" Hintergrundpapier: EU-Agrarsubventionen und ihr Verhältnis zum WTO-Agrarabkommen: 5 Euro.
www.germanwatch.org/tw/euwto05.htm

" Hintergrundpapier: Kritik und Zusammenarbeit. Eine NRO-Strategie zum Umgang mit Unterneh-
men in der Nord-Süd-Politik: 3 Euro. www.germanwatch.org/pubdiv/nro05.htm

" Sozial- und Umweltstandards bei Unternehmen. Erweiterte Dokumentation der Tagung vom
12.11.04. 10 Euro. Inhaltsverzeichnis unter: www.germanwatch.org/tw/kw-mue05.htm

" Hintergrundpapier: Frischer Wind bei Klimarisiken und -chancen. Finanzmarkt drängt Unterneh-
men zum Handeln: kostenlos. www.germanwatch.org/rio/si05hg.htm

" Positionspapier: Ökologische und soziale Nachhaltigkeit als Werttreiber. Corporate Governance, Unter-
nehmensverantwortung und Berichterstattung: kostenlos. www.germanwatch.org/rio/si05pos.htm

" „Ethanol aus Zucker? Aus ökologischer und sozialer Perspektive“ Dokumentation der Veranstal-
tung im Rahmen der „Aktionstage Ökolandbau NRW“ in Bielefeld am 28. Juni 2005: 5 Euro

" Globaler Klimawandel: Ursachen, Folgen, Handlungsmöglichkeiten: Einzelexemplare kostenlos
www.germanwatch.org/rio/klima05.htm
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sind etwa 100.000 Kleinbauernfamili-
en organisiert. Davon betreiben etwa
ein Drittel Subsistenzwirtschaft und
der Rest verdient ungefähr 1000 bis
2500 Reais im Monat (1 Real (100 Cen-
tavos) = 0,36 Euro).

Lehnen Sie staatliche Subventionen
an Landwirte prinzipiell ab?
Nein. Es ist legitim, dass Staaten ihre
familiäre Landwirtschaft unterstützen
und schützen, die für den eigenen
Markt produziert. Eine komplette Li-
beralisierung wollen wir nicht, die
nützt den Armen nichts, sie werden
nur noch ärmer. Sie bringt weder den
Bauern in Brasilien noch denen in
Europa irgendwas. In Brasilien gibt es
einen großen Widerspruch: Das Agro-
business exportiert in alle Welt Kaf-
fee, Zucker und Soja, und die Hälfte
der Brasilianer leidet Hunger. Dies ist
das absurde Ergebnis des Modells der
Kommerzialisierung der Landwirt-
schaft, das die WTO propagiert.

Was sind die Folgen dieser Kommer-
zialisierung der brasilianischen
Landwirtschaft?

Je mehr die Agrarindustrie hier
wächst, je mehr Soja im Zentrum-We-
sten und Norden Brasiliens angebaut
wird, umso mehr Kleinbauernfamilien
werden vertrieben, das sind Hundert-
tausende. Viele werden ermordet. Die-
ses Modell des Marktes, des Agro-
business, das nutzt nur den Mächti-
gen, die dadurch noch mächtiger wer-
den. In der Regierung Lula gibt es
Verfechter dieses Modells wie Land-
wirtschaftsminister Roberto Rodri-
guez und den Minister für Industrie
und Handel. Es gibt aber auch Geg-
ner, wie den Minister für landwirt-
schaftliche Entwicklung, Miguel Ro-
seto oder den Umweltminister, das
sind unsere Verbündeten. Aber die
Macht der brasilianischen Agrarwirt-
schaft ist groß. Es ist ein Kampf ge-
gen einen Giganten. Aber wir sind
gute Kämpfer!

Wie sehen Sie die Bauern in Euro-
pa?
In Brasilien wie in Europa versuchen
uns manche einzureden, es gäbe ei-
nen Kampf des Nordens gegen den
Süden. Wir haben gezeigt, dass es

nicht so ist. Es ist ein Kampf der Gro-
ßen gegen die Kleinen, der Agrarin-
dustrie gegen die Kleinbauern. Wir
Kleinen müssen uns zusammentun.
Und wir müssen die Verbindungen
mit unseren Freunden in Europa, den
USA, Afrika und Asien intensivieren
und strategische Allianzen bilden.
Wir Bauern müssen uns internatio-
nal verbünden und gemeinsam kämp-
fen!

Das Interview führte Ralf Willinger




